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 Mainz, 26.01.2016 
 
 
Anfrage 0213/2016 zur Sitzung  am 03.02.2016 

 
Datenverkauf Stadt Mainz 
 
 Der deutsche Staat verpflichtet seine Bürger per Gesetz, Meldeämtern jeden neuen Woh-
nort mitzuteilen. Die Ämter dürfen diese Adressen und Namen ganz ohne Zustimmung der 
betroffenen Bürger grundsätzlich an Unternehmen verkaufen, so steht es im deutschen 
Melderechtsrahmengesetz. Informationen über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und 
Anschrift dürfen die Melderegister an Firmen und Privatpersonen herausgeben.                   
Das tun deutsche Städte und Gemeinden im enormen Umfang. Sie geben Unternehmen, 
Privatpersonen und Stellen wie der GEZ Auskunft über ihre Einwohner. Einige Städte er-
fassen nicht einmal, wie viele Informationen sie an wen weitergeben. 
Die vom Spiegel im Jahr 2012 28 untersuchten Städte haben im Jahr 2011 mehr als 4,5 
Millionen Datensätze ihrer Einwohner weitergegeben. Rechnet man die Quote der erteilten 
Auskünfte je Einwohner in den untersuchten Städten auf ganz Deutschland hoch, ergibt 
das bundesweit 21,1 Millionen aus den Melderegistern erteilte Auskünfte, allein im Jahr 
2011.Die 28 untersuchten Städte nahmen 2011 gut 12,1 Millionen Euro mit der Herausga-
be von Meldedaten an Firmen und Privatpersonen ein (2009 waren es in 25 Städten 12 
Millionen, 2010 in 26 Städten 11,4 Millionen Euro.) 

 
Wir haben deshalb folgende Fragen: 
 
 
1. Wurden bzw. werden Daten von Mainzer Bürgern von der Stadt Mainz verkauft? Ist es 
geplant in Zukunft Daten von Mainzer Bürgern zu verkaufen? 
 
2. Wenn ja, an wen? Wie viele Einnahmen wurden daraus generiert? Bitte listen Sie die 
folgenden Jahre einzeln auf: 2010-2015 
 
 
 
 
Mehler, Kurt 
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